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Blickpunkt  
International 

1 Neuerungen im Schweizer  
   Abkommensnetz

Bundesrat verabschiedet Botschaft 
zu einem Doppelbesteuerungsab-
kommen (DBA) mit Pakistan
Die Schweiz und Pakistan haben am 21. Mär
2017 in Islamabad ein neues DBA (DBA-PK) un
terzeichnet.
Die Schweiz und Pakistan haben sich auf ein
neue Definition von Lizenzgebühren geeinig
Vergütungen für Dienstleistungen im Zusam
menhang mit Lizenzgebühren gelten unter dem
neuen DBA nicht mehr als Lizenzgebühren. So
che Zahlungen fallen entweder unter Artikel 
(Unternehmensgewinne) oder unter Artikel 1
(Vergütungen für technische Dienstleistungen
des Abkommens1.
Gemäss Art. 14 Abs. 4 des alten DBA-PK könne
Gewinne aus der Veräusserung von Aktien, d
zu einer Beteiligung von mindestens 20 Prozen
des Kapitals einer Gesellschaft gehören, auc
vom Quellenstaat besteuert werden. Das neu
DBA wurde in dieser Hinsicht dem OECD-Mu
terabkommen (OECD-MA) angeglichen und de
Absatz 4 entsprechend entfernt. Somit kan
nach neuem DBA-PK nur noch der Ansässig
keitsstaat Kapitalgewinne aus der Veräusserun
von Aktien besteuern2.
Zudem setzt das neue DBA-PK mehrere Bestim
mungen aus dem BEPS-Projekt um. Das DB
enthält namentlich eine Missbrauchsklaus
zur Verhinderung der ungerechtfertigten In
anspruchnahme von Abkommensvorteilen im
Sinne der PPT-Regel gemäss OECD-MA. Dane
ben enthält das DBA-PK auch eine Schiedsge
heit für steuerpflichtige Personen erhöhen soll
Seit dem letzten Update anfangs September b
Redaktionsschluss anfangs November 2017 e
gaben sich hinsichtlich der Abkommen de
Schweiz keine weiteren bemerkenswerten Neue

rungen4.
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2 Neuerungen im Schweizer 
  Steuerrecht mit internatio -
  nalem Bezug

Totalrevision der Quellensteuer -
verordnung
Die Bundesversammlung stimmte am 16. De
zember 2016 einer umfassenden Gesetzesrev
sion im Bereich der Quellenbesteuerung de
Erwerbseinkommens zu, welche insb. Ungleich
behandlungen zwischen quellen- und orden
lich besteuerten Personen abbauen sollte5.
Als Folge des Bundesgerichtsurteils vom 26. Ja
nuar 20106 fand mit dieser Revision der Que
lenbesteuerung der Begriff der sogenannte
«Quasi-Ansässigen» Eingang in das schweizer
sche Steuerrecht. «Quasi-Ansässige» sind dab
Arbeitnehmende ohne Wohnsitz in der Schwei
welche ihr Einkommen aber im Wesentliche
aus einer Tätigkeit beziehen, die sie in de
Schweiz ausüben. Solche quellensteuerpflicht
ge Arbeitnehmende sollen eine nachträglich
ordentliche Veranlagung verlangen können7.
Die Aufnahme der Quasi-Ansässigkeit in da
schweizerische Recht geht zurück auf ein Bun
desgerichtsurteil vom 26. Januar 2010. Das Bun
desgericht hielt fest, dass die Quellensteuerord
nung in gewissen Konstellationen gegen da
Personenfreizügigkeitsabkommen mit der E
verstösst. Gemäss Bundesgericht muss d
Schweiz «Quasi-Ansässige» die gleichen steue
lichen Abzugsmöglichkeiten wie ordentlich be
steuerten Ansässigen gewähren.8

Das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) 

6,  
1 Vgl. E-Art. 12 DBA-PK, sowie Botschaft zur Genehmi-
gung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen  
der Schweiz und Pakistan, BBl 2017.

2 Vgl. E-Art. 14 DBA-PK, sowie Botschaft zur Genehmi-
gung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen  
der Schweiz und Pakistan, BBl 2017.

3 Vgl. Medienmitteilung von Bundesrat und Eidgenössi-

4 Stand am 1. November 2017.
5 Beschluss des Parlaments vom 16. Dezember 201

publiziert im BBl 2016 8925.
6 BGE 136 II 241.
7 Vgl. Medienmitteilung vom Eidgenössischen 

 Finanzdepartement vom 21. September 2017.
8 Vgl. BGE 136 II 241.
Nr. 12/2017 Seite 941

schem Finanzdepartement vom 25. Oktober 2017.
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hat dementsprechend am 21. September 2017 d
Totalrevision der Quellensteuerverordnung in d
Vernehmlassung geschickt. Die Quellensteuerve
ordnung definiert unter anderem näher, welch
Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit nich
ansässige Steuerpflichtige Anspruch auf ein
nachträgliche ordentliche Veranlagung haben.
«Quasi-Ansässige» sollen gemäss Entwurf An
spruch auf eine nachträgliche ordentliche Veran
lagung haben, wenn in der Regel mindestens 90
der weltweiten Bruttoeinkünfte in der Schweiz e
zielt werden. Der Schwellenwert von 90% orien
tiert sich an der einschlägigen Rechtsprechun
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)9.
Wird dieser Schwellenwert nicht eingehalte
und können aber wegen niedriger oder fehlen
der Einkünfte im Wohnsitzstaat die persön
lichen Verhältnisse und der Familienstand im
Wohnsitzstaat nicht berücksichtigt werden
kann gemäss Erläuterungen des Bundesrate
unter Verweis auf neuere EuGH-Rechtsprechun
dennoch eine Quasi-Ansässigkeit vorliegen10.
Daneben sieht die Quellensteuerverordnung vo
dass für quellensteuerpflichtige Personen m
Wohnsitz in der Schweiz die nachträgliche o
dentliche Veranlagung wie im geltenden Rech
ab einem jährlichen Bruttoeinkommen vo
CHF 120 000.– aus unselbständiger Erwerbstä
tigkeit obligatorisch ist11.
Das Bundesgesetz über die Revision der Quellen
besteuerung des Erwerbseinkommens und d
revidierte Quellensteuerverordnung sollen au
den 1. Januar 2020 in Kraft treten12.

3 Neuerungen im  
   Zusammenhang mit dem  
   Steuerinformationsaustausch

3.1 Auswirkungen des automati -
    schen Informationsaustauschs 
      (AIA) auf Selbstanzeigen
Seit 2010 können Steuerpflichtige, die Steuer
Nr. 12/2017 Seite 942

hinterzogen haben, sich beim ersten Mal straflos 
selbst anzeigen13. Eingefordert werden nur ein
Nachsteuer und der Verzugszins. Die Straflosig
keit wird jedoch per Gesetz nur gewährt, wen
die Steuerbehörden vorher noch keine Kenntn
von der Steuerhinterziehung hatten14. Aufgrun
der Einführung des automatischen Informa
tionsaustausches (AIA) hat die ESTV nun dies
Voraussetzung präzisiert15.
Der AIA ist ein Teil des Minimumstandards, de
von der OECD formuliert wurde. Ziel ist es, di
Steuerflucht zu bekämpfen. Demzufolge wir
darin festgehalten, wie die verschiedenen natio
nalen Steuerbehörden der teilnehmenden Staa
ten Informationen zu Finanzkonten austau
schen sollen.
Die von den jeweiligen Steuerbehörden zu übe
mittelnden Informationen umfassen dabei ins
besondere Kontonummer und Steueridentif
kationsnummer sowie Name, Adresse un
Geburtsdatum von Steuerpflichtigen, die ausse
halb des Ansässigkeitsstaats ein Konto halten
Ebenfalls zu übermitteln sind Angaben über al
Arten von Kapitaleinkünften, Gesamterlöse au
der Veräusserung oder dem Rückkauf von Ve
mögensgegenständen sowie die Saldi der Konten
Aufgrund des AIA vertritt die ESTV die Auffas
sung, dass die Steuerfaktoren spätestens ab dem
30. September 2018 bekannt seien. Dementspre
chend könnte auch spätestens nach diesem Da
tum keine straflose Selbstanzeige mehr durc
betroffene Steuerpflichtige für solche Einkom
mensfaktoren erwirkt werden.
Hinsichtlich Steuerfaktoren, welche ab Kalen
derjahr 2018 bestehen und auch dem AIA unte
liegen, resp. hinsichtlich Steuerfaktoren au
Staaten, die dem AIA erst später beitreten, so
analog ab dem 30. September des Jahres, in we
chem der diesbezügliche Datenaustausch (ers
mals) stattfindet, keine straflose Selbstanzeig
mehr gemacht werden können.
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3.2 Unterzeichnung Abkommen 
   über AIA mit Hong Kong und 
   Singapur
Wie in unserem letzten Beitrag16 erwähnt, fan
am 17. Juli 2017 ein Arbeitstreffen des «Globa
Forum on Transparency and Exchange of Info
mation for Tax Purposes» (Global Forum) i
Genf statt. Im Vorfeld haben sich die zuständ
gen Vertreter von Singapur mit ihren Kollege
der Schweiz getroffen und ein bilaterales Ab
kommen über den AIA in Steuersachen unte
zeichnet. Am 13. Oktober 2017 hat der Bunde
rat ausserdem ein entsprechendes bilaterale
Abkommen mit Hong Kong unterzeichnet.
Gleichentags wie die Unterzeichnung des Ab
kommens mit Hong Kong schickte der Bunde
rat nun beide Abkommen in die Vernehmla
sung. Diese dauert bis am 27. Januar 2018.
Der Bundesrat beabsichtigt gemäss Medienmi
teilung des Bundes, den AIA mit Singapur un
Hong Kong per 2018 einzuführen und 2019 ers
mals Daten auszutauschen17.

4 US Steuerreform

Der für Steuerpolitik zuständige Ausschuss de
US-Repräsentantenhauses hat am 2. Novembe
2017 einen Gesetzesentwurf zur US Steuerre
form publiziert. Gleichwohl noch ein lange
Weg zurückgelegt werden muss bis der Gesetz
gebungsprozess abgeschlossen sein wird, biet
dieser Gesetzesentwurf lang erwartete Einblick
nach Monaten der Unsicherheit.
Neben dem Ausschuss des US-Repräsentanten
hauses erarbeitet der Senat eine gesonderte Ge
setzesvorlage, welche voraussichtlich auch i
den finalen Gesetzesentwurf einfliessen wird, d
letztlich beide Kammern des Kongress der Vorla
ge zustimmen müssen.
Es ist vorgesehen, dass noch vor Thanksgivin
die Vorlagen in den einzelnen Kammern bere
nigt sind. Noch vor Jahresende sollen die Diffe

renzen zwischen dem Entwurf des Repräsentan-
tenhauses und dem Senat eliminiert werden, s
dass dann ein bereinigter Entwurf beider Kam
mern vorliegen sollte. Inwieweit dieser amb
tiöse Plan realistisch ist, wird sich weisen.
Nachfolgend sollen die zentralen Vorhaben de
US-Repräsentantenhauses skizziert werden.

4.1. Zentrale Bestimmungen des 
    Gesetzesentwurfes

4.1.1 Reduktion des Gewinnsteuer -
    satzes
Die Vorlage möchte den maximalen Gewinn
steuersatzes für Unternehmen von heute 35
auf 20%, respektive auf 25% für gewisse Durch
laufstrukturen, senken.

4.1.2 Zeitlich befristete Sofort- 
    Abschreibung
Für bereits angeschaffte oder grundsätzlich b
9 Vgl. im Besonderen EuGH 14.2.1995, Rs. C-279/93, 
Schumacker, Rz. 46, I-249; EuGH 11.8.1995,  
Rs., C-80/94, Wielockx, Rz. 7, I-2508; EuGH 27.6.199
Rs. C-107/94, Asscher, Rz. 6, I-3113; EuGH 14.9.1999
Rs. C-391–97, Gschwind, Rz. 32, I-5478, EuGH 
18.6.2015, Rs. C-C-14, Niederlande/D.G.Kieback.

10 Vgl. Erläuternder Bericht zum Vernehmlassungsver -
fahren zu einer Totalrevision der Verordnung des EFD
über die Quellensteuer bei der direkten Bundessteuer
(nachfolgend Quellensteuerverordnung), S. 8.

11 Vgl. Art. 9 Abs. 1 E-Quellensteuerverordnung.
12 E-Art. 27 Quellensteuerverordnung.
13 Vgl. insb. Art. 175 Abs. 3 DBG.
14 Vgl. Art. 175 Abs. 3 lit. a) DBG.
15 Vgl. Haltung der ESTV, publiziert am 15. September 

2017, abrufbar unter: https://www.estv.admin.ch/estv
de/home/internationales-steuerrecht/fachinformatio
nen/aia/straflose-selbstanzeigen.html..

16 HUBER/MAHAWATTAGE/FIEDLER/ZENGAFFINEN,  
Steuer Revue 10/2017, S. 768 ff.

17 Vgl. Medienmitteilung des Staatssekretariats für inter
Nr. 12/2017 Seite 943

nationale Finanzfragen SIF vom 13. Oktober 2017.
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wird eine Sofortabschreibung gewährt. Bestimm
te Wirtschaftsgüter (z. B. Gebäude) und Wir
schaftszweige (z. B. Handel mit Grundstücken
sind davon jedoch ausgenommen18.

4.1.3 Beschränkung der  
    Abzugsfähigkeit von  
    Zinsaufwendungen
Um die vorgeschlagenen tieferen Steuersätze z
finanzieren, enthält der Gesetzesentwurf mehre
re Bestimmungen zur Vergrösserung der Beme
sungsgrundlage für die Zwecke der US Gewinn
steuer. 
Zahlreiche Massnahmen betreffen die Beschrän
kung der Abzugsfähigkeit von Zinsaufwendun
gen, insbesondere:
– Beschränkung der Abzugsfähigkeit der Ne

tozinsaufwendungen an verbundene un
nahestehende Personen im Umfang von 30
des korrigierten steuerbaren Gewinns (ähn
lich dem EBITDA).

– Alternativ dürfen gemäss Gesetzesvorlage i
den USA ansässige Gesellschaften, welche Te
einer internationalen Unternehmensgrupp
bilden, nur diejenigen Nettozinsaufwendun
gen abziehen, welche im Verhältnis zum
Zinsaufwand der Unternehmensgruppe nich
mehr als 110% des prozentualen Anteils de
US Gesellschaft am EBITDA betragen.

Wenn die Voraussetzungen beider Bestimmun
gen erfüllt sind, dann ist gemäss Vorlage jen
Regel anzuwenden, welche zu einer grössere
Beschränkung führt.

4.1.4  Nicht-Anerkennung der  
    Abkommensbegünstigung
Die Abkommensbegünstigung soll hinsichtlic
abziehbaren Aufwendungen wie Zins- oder L
zenzaufwendungen dann verweigert werden
wenn die zu leistende US Gesellschaft von eine
ausländischen Gesellschaft kontrolliert wird un
die US Gesellschaft die Zahlung an eine naheste
Nr. 12/2017 Seite 944

hende ausländische Gesellschaft überweist19.
Solange die ausländische Muttergesellscha
eine reduzierte Quellensteuerbelastung gemä
anwendbarem DBA in Anspruch nehmen könn
te, wenn die Zahlung direkt an sie getätigt wo
den wäre, findet die neue Missbrauchsreg
keine Anwendung20.

4.1.5  Grenzsteuer auf Zahlungen  
    an verbundene ausländische 
    Gesellschaften
Eine Grenzsteuer von 20% soll künftig auf Zah
lungen (mit der Ausnahme von Zinszahlungen
an verbundene ausländische Gesellschaften e
hoben werden. Von dieser Steuer wird abgese
hen, wenn die ausländische Gesellschaft sic
dafür entscheidet, die Zahlung als ECI (Effect
vely Connected Income) zu qualifizieren un
damit in den USA zu versteuern. Das ECI ist um
eine bestimmte Quote der Aufwände zu kürzen
Der Schlüssel bestimmt sich aufgrund eines Ve
gleichs der Profitabilität der gesamten Unterneh
mung mit derjenigen der entsprechenden Sparte
Diese Klausel findet nur im Zusammenhang m
konsolidierten Unternehmensgruppen Anwen
dung, wobei sich die Zahlungen von US Gesel
schaften auf mehr als USD 100 Mio. pro Jah
belaufen müssen21.

4.1.6  Wechsel zum  
    Territorialprinzip
Bekanntlich baut das US-Steuerrecht auf dem
Welteinkommensprinzip auch für Unterneh
mungen auf. Über einen Wechsel zum Territo
rialitätsprinzip wurde schon seit längerer Ze
diskutiert. Erwartungsgemäss enthält der Gese
zesentwurf den Wechsel zu einem territoriale
System. Dieser grundlegende Umbau muss na
türlich durch diverse Übergangsbestimmunge
begleitet werden. Als Wichtigste sind zu nennen
• Der Gesetzesentwurf sieht eine einmalig

Steuer im Sinne einer Übergangssteuer au
unversteuerten akkumulierten ausländisch

Einkünfte zum Satz von 12% betreffend 
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flüssiger Mittel und zum Satz von 5% fü
alle anderen unversteuerten Einkünft
Diese Abgabe kann über einen Zeitraum vo
8 Jahren entrichtet werden22.

• Ausländische Dividendeneinkünfte solle
künftig von der US Besteuerung in der Form
eines Beteiligungsabzugs ausgenomme
werden. Der neue Beteiligungsabzug au
ausländischen Dividendeneinkünfte wir
nur dann gewährt, wenn die Beteiligung a
der ausländischen Tochtergesellschaft min
destens 10% beträgt. Der Beteiligungsabzu
erstreckt sich nicht auf Kapitalgewinne. Un
ter dem aktuellen System werden ausländ
sche Gewinne im Ausschüttungszeitpunk

vom US-Fiskus erfasst und versteuert.
4.1.7  Änderungen  
    Hinzurechnungsbesteuerung
Der Änderungsvorschlag belässt das System de
Hinzurechnungsbesteuerung bis auf ein paa
wenige Modifikationen. Beispielsweise werde
die Bestimmungen über die Eigentumsverhäl
nisse angepasst, was insbesondere Auswirkunge
auf sogenannte Sandwichstrukturen («Doub
Irish with a Dutch Sandwich») haben kann.
  
18 Vgl. EY Global Tax Alert vom 3. November 2017,
«Report on recent US international tax developments».
19 Vgl. Abschnitt 4502 des Gesetzesentwurfs des Repräse

tantenhauses der Vereinigten Staaten.
20 Ibid.
21 Vgl. EY Global Tax Alert vom 6. November 2017, «US

international tax provisions and implications of the  
Tax and Jobs Act».

22 Vgl. EY Global Tax Alert vom 3. November 2017,  

«Report on recent US international tax developments».
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